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I.  AUFBAU 

Im Anschluss  an die  Regelungen über  die  Betreibung,  die  Pfdndung und  den  Konkurs finden sich to.t  iii Art. 271-292  SchKG Bestimmungen,  die  dem Gläubiger  die  Möglichkeit einräumen, Vollstre-
ckungssubstrat  des  Arrestschuldners zu sichern bzw. Vermögenswerte  der  Vollstreckung (wieder) 
zuzuführen.  

Der  Arrest gemäss  Art. 271-281  SchKG bezweckt,  den  Erfolg einer schon eingeleiteten oder erst  ю..  
noch bevorstehenden Vollstreckung,  in der die  Voraussetzungen einer provisorischen oder defi- 
nitiven Pfdndung oder  der  Aufnahme eines Güterverzeichnisses noch nicht gegeben sind, durch 
sofortige Beschränkung  der  Verfügungsbefugnis  des  Arrestschuldners zu sichern. 

Für Vermieter und Verpächter  von  Geschäftsräumen bestehen  in Art. 283 f.  SchKG Spezialbestim-  10.3  
mungen zur Sicherung ihres Retentionsrechtes und zur Riickschaffung  von  heimlich oder gewalt-
sam fortgeschafften Vermögenswerten.  

Die  paulianische Anfechtungsklage gemäss  Art. 285-292  SchKG stellt darauf ab, durch eine  10.4  
anfechtbare Handlung bereits entzogenes Vermögen  der  Zwangsvollstreckung wieder zuzuführen.  
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1.  ZW~СК  UND WIRKUNG ®ЕЅ  GEsUCHE5 

Mit einem Arrestgesuch bezweckt  der  Arrestgläubiger  den  Erlass eines gerichtlichen Befehls  an  
das zuständige Betreibungsamt  (Art. 274  SchКG),  die  Verfügungsbefugnis  des  Arrestschuldners 
über bestimmte Vermögenswerte zu beschränken.  Der  Arrest wird vom Betreibungsamt nach  den  
Bestimmungen über  die  Pfdndung vollzogen  (Art. 275  SChКG).'  

1 Vgl.  Know-how  Datenbank zum Arrestrecht:'www.arrestpraxis.ch>. 

Felix C. Meier-Dieterle 
677 



С.  DAS VERFAHREN IM EINZELNEN 

io.s  Der  vollzogene Arrest bewirkt, dass  der  Arrestschuldner über  die  betroffenen Vermögenswerte 
bis zu einem bestimmten Betrag (Sperrlimite)Z  nicht mehr verfügen kann.s  Alle Vermögenswerte,  
die  pfandbar sind, sind auch arrestierbar.  

10.7  Im (gerichtlichen) Arrestbewilligungsverfahren wird darüber entschieden, ob  der  Arrest rechts-
kräftig angeordnet wird  (Art. 271f.  SchКG,  Art. 278  SchKG). Im (betreibungsrechtlichen) Arrest-
vollzugsverfahren nimmt das Betreibungsamt  die  Arrestierung nach  den  Bestimmungen über  die  
Pfändung vor  (Art. 275  SchKG).4  Im (gerichtlichen) Arrestprosequierungsverfahren muss  der  
Gläubiger  den  Bestand  der  Arrestforderung definitiv nachweisen, um nachher  die  arrestierten 
Vermögensstücke  des  Arrestschuldners  der  Verwertung zuzuführen  (Art. 279  SchКG).  

2. VERFAHRENSART 

to.s  Der  Arrest stellt eine vorsorgliche Massnahme mit reiner Sicherungsfunktion dar.5  Die  Arrest-
bewilligung erfolgt wie bei einer superprovisorischen Anordnung ohne Anhörung  des  Arrest-
schuldners. Das summarische Verfahren findet Anwendung  (Art. 251 lit. a  ZPO).  

3. ZUSTÄNDIGKEIT  

10.9  Die  örtliche Zuständigkeit befindet sich nach  Wahl des  Arrestgläubigers entweder  am  Betreibungs-
ort gemäss  Art. 46  ff. SchKG oder  am  Ort  der  Vermögensgegenstände  (Art. 272  Abs.  1  SchKG).6  

10.10  Hat der  Arrestschuldner keinen Wohnsitz oder Sitz  in der  Schweiz — typischerweise beim Aus-
länderarrest gemäss  Art. 271  Abs.  1 Ziff. 4  SchKG —, gilt aus Praktikabilitätsgründen  der  Sitz  des  
Drittschulders (z.B.  Bank)  als Belegenheitsort  der  Forderung.'  

Die  sachliche Zuständigkeit bestimmt sich nach kantonalem  Recht  (Art. 3f.  ZPO). Das Handels- 
gericht (einzige kantonale Instanz,  Art. 6  Abs.  1  ZPO, vgl. auch Abs.  5  ZPO) ist nicht zuständig.$  

2 KUKO SchKG-МCtВR-DiЕТЕRLE,  Art. 275  N  7.  
Э Der  Schuldner kann  die  arrestierten Vermögensgegenstände gegen Leistung einer Sicherheit auslösen  (Art. 277  

schKG).  

4 Verfiigungen  des  Betreibungsamtes können  ,mit  Beschwerde  gem. Art. 17  ff SchKG angefochten werden, vgl.  §5 
Ziff. IV  (Rz.  5.56f£).  

BGE  133 III 589.  

BSK SchKG EB-Bnusu,  Art. 272 ad  N  44ff. 

BGE  140 III 512.  

BISchK  2015, 76f.;  vgl.  Art. 24 lit.  e  und  e  GIG ZH. 
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